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Anhörung des Sozial- und Integrationspolitischen 
Ausschusses des Hessischen Landtags zu dem 
Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Zweites Gesetz 
zur Änderung des Hessischen Nichtraucherschutzgesetzes –
Drucks. 20/5996 –

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu dem 

o. g. Gesetzentwurf und übersenden unsere Stellungnahme vom

14.5.2021 an das Hessische Sozialministerium (Anlage). 

Die darin gemachten Ausführungen möchten wir noch einmal 

unterstreichen und bitten u. a. um eine Berücksichtigung auch von 

Tabak-Ersatzstoffen, eine Ausweitung des Rauchverbotes auch 

auf Bolzplätze sowie eine Aufnahme der Spielhallen in die 

geschützten Bereiche. 

Mit freundlichen Grüßen 

i.V. Sandra Schweitzer
Referatsleiterin
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Gesetz zur Änderung des Hessischen 
Nichtraucherschutzgesetzes 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Eine 

Mitgliederbefragung hat ergeben, dass die mit dem beigefügten 

Gesetzentwurf zur Änderung des Hessischen 

Nichtraucherschutzgesetzes gesetzten Schwerpunkte insgesamt 

positiv gesehen werden. 

Jedoch wurden uns folgende Anregungen genannt, die wir Sie 

bitten, im Rahmen der Gesetzesänderung zu berücksichtigen. 

1. Erweiterung des Rauchverbots auf Tabak-Ersatzstoffe

Die im § 1 Absatz 1 neu eingefügten Worte „einschließlich der 

Benutzung von elektronischen Zigaretten und Tabakerhitzern“ 

erweitern zwar das Rauchverbot durch „Hilfsgeräte“. Sollten 
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allerdings Tabak-Ersatzstoffe (beispielsweise Steam-stones oder smoke-island) in den 

nach § 1 Abs. 1 dem Rauchverbot unterliegenden Räumlichkeiten  konsumiert werden, ist 

der offensichtlich vom Gesetzgeber gewollte Schutzzweck durch die zuständigen 

Behörden nicht umsetzbar. 

 

Auch der Beschluss des OLG Frankfurt vom 9.4.2014 (2 Ss – Owi 1123/13) legt nahe, 

dass dem Rauchverbot im Sinne des Nichtraucherschutzgesetzes lediglich das Rauchen 

von Tabakprodukten unterfällt, nicht aber von Tabak-Ersatzstoffen.  

 

Aus diesem Grund regen wir an, die neu einzufügenden Worte wie folgt zu formulieren: 

„von Tabak und Tabakersatzstoffen einschließlich der Benutzung von elektronischen 

Zigaretten und Tabakerhitzern“. 

 

Erst mit der Aufnahme der Tabak-Ersatzstoffe ist die Einschränkung der in § 2 Abs. 5 Nr. 2 

HessNRSG beschrieben Ausnahmeregelung durchzusetzen: Ansonsten können Shisha-

Bar- Betreiber darauf verweisen, lediglich Tabak-Ersatzstoffe in den Räumen mit mehr als 

75 Quadratmeter Gastfläche zum Rauchen anzubieten. 

 

2. Rauchverbot auch auf Bolzplätzen 

Das Rauchverbot (§ 1 Abs. 2 n.F.) sollte nicht nur auf Spielplätze, sondern 

konsequenterweise auch auf Bolzplätze ausgedehnt werden. 

 

3. Rauchverbot auch in Spielhallen 

Weder im Hessischen Spielhallengesetz noch im Hessischen Nichtraucherschutzgesetz 

findet sich eine explizite Regelung bzgl. des Rauchens in Spielhallen, wodurch das 

Rauchen dort grundsätzlich gestattet ist.  

 

Diese Einschätzung ändert sich jedoch, sobald in der Spielhalle auch Getränke und/oder 

Speisen an die Kunden verkauft werden. Ist dies der Fall, nimmt der Inhaber eine 

gastronomische Nebentätigkeit auf (Erlass des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, 

Energie, Verkehr und Wohnen vom 12. Mai 2015 - 073-a-14-09-04#005). Damit wäre das 

(§ 1 Abs. 1 Nr. 11 Nichtraucherschutzgesetz) anzuwenden. Dieses hilfsweise Vorgehen ist 
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aus kommunaler Sicht nicht vollkommen rechtssicher, weshalb wir eine klare Regelung in 

einer der beiden genannten Normen wünschen. 

 

Die uns gesetzte Frist war deutlich zu kurz angesetzt. Wir behalten uns vor, eventuell noch 

eingehende Stellungnahmen aus unseren Mitgliedstädten nachzureichen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Jürgen Dieter 
GF Direktor 
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2. Vorschulische Einrichtungen und der Kindertagespflege  

Seit Anfang 2007 darf in Kindertagesstätten und auf deren Gelände nicht geraucht 
werden. Im Rahmen der Kindertagespflege (Tagesmütter) ist verboten, in den für die 
Kinder bestimmten Räumen in Anwesenheit der Kinder zu rauchen (2). 

3. Einrichtungen des strafrechtlichen Vollzuges 

Der Staat hat für Inhaftierte eine besondere Schutzpflicht. Die Inhaftierten können in 
Justizvollzugsanstalten dem Rauch konventioneller Zigaretten und dem Aerosol von  
E-Zigaretten und Tabakerhitzern nicht ausweichen.  

Als Justizvollzugsanstalten, in denen ein Rauchverbot besteht, werden im HessNRSG auf-
geführt: "Einrichtungen des Maßregelvollzugs nach den §§ 63 und 64 des Strafgesetz-
buchs und § 2 des Maßregelvollzugsgesetzes vom 3. Dezember 1981“ (3). Andere Justiz-
vollzugsanstalten, insbesondere die des Jugendstrafvollzugs, bleiben ungenannt. Zur 
rechtlichen Klarstellung ist es notwendig, dass diese Einrichtungen in das HessNRSG auf-
genommen werden.  

Zusammenfassung 

Der ÄARG hält es für unerlässlich, dass die Nutzung von E-Zigaretten und Tabakerhitzern in 
allen Bereichen verboten wird, in denen in Hessen bereits ein Rauchverbot gilt, d.h. auch 
Bereichen, die bislang nicht im HessNRSG erfasst werden. Dies betrifft vor allem Schulen, 
vorschulische Einrichtungen und Einrichtungen, die der Kindertagespflege sowie dem straf-
rechtlichen Vollzug dienen.  

 

Prof. Dr. med. Friedrich Wiebel  Eching den 31. August 2021 
Bundesvorsitzender 
Pharmakologe und Toxikologe 
 
 
 
Quellenangaben 
 

1) § 3 Abs. 9 S. 3 Hess SchulG - https://www.rv.hessenrecht.hessen.de/bshe/document/jlr-
SchulGHE2017V5IVZ) 

2) § 25 Abs. 5 Hessisches Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB) - Tageseinrichtungen 
für Kinder 

3) HessNRSG § 1 Abs. 4 , GVBl. I S. 414, 440, zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Sept. 
2012 GVBl. S. 290 
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